
                 
 
 

 
 
 

Gemeinsame Erklärung von BDA und DGB gemäß den Empfehlungen der 
Expertenkommission der Bertelsmann Stiftung und der Hans-Böckler-Stiftung 
zur „Zukunft einer zeitgemäßen betrieblichen Gesundheitspolitik“ 
 
 

Die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) und der Deutsche 

Gewerkschaftsbund (DGB) sehen in der betrieblichen Gesundheitspolitik einen wichtigen 

Baustein für die Prävention in Deutschland. 

 

 

Beide Gestaltungsfelder, der verpflichtende Arbeits- und Gesundheitsschutz sowie die den 

Arbeitsschutz ergänzenden freiwilligen Maßnahmen der Gesundheitsförderung, gehören zu 

einer zeitgemäßen betrieblichen Gesundheitspolitik. Betriebliche Gesundheitspolitik umfasst 

alle Strategien, in die Humanressourcen unserer Wirtschaft zu investieren. Sie zielt darauf 

ab, die Mitarbeiter/innen gesund und leistungsfähig zu erhalten. Betriebliche 

Gesundheitspolitik kann so dazu beitragen, die Innovationskraft und Produktivität zu 

erhöhen. Ein aktiv betriebener Arbeitsschutz reduziert Arbeitsunfälle, Berufskrankheiten 

sowie arbeitsbedingte Gesundheitsgefahren und verbessert durch den Abbau von Fehlzeiten 

und die Vermeidung von Betriebsstörungen die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen. 

Zugleich unterstützt eine gesundheitsgerechte Gestaltung der Arbeitsbedingungen die 

Motivation der Mitarbeiter und verbessert die Qualitätsstandards der Betriebe. Der globale 

Wettbewerb und der Wandel zu einer wissens- und informationsbasierten Arbeitswelt haben 

Arbeitsabläufe, Arbeitsorganisation und Arbeitsanforderungen insgesamt verändert. Durch 

diesen Wandel sind die sog. „weichen“ Faktoren – wie psychische Fehlbelastungen – stärker 

in den Blickpunkt gerückt. Die Bedeutung der Prävention in diesem Bereich wird künftig 

zunehmen. Betriebliche Gesundheitspolitik, die u.a. darauf abzielt, die Arbeitsorganisation 

und die Arbeitsbedingungen so zu gestalten, dass Beschäftigte am Arbeitsplatz gesund älter 

werden können, hat auch vor dem Hintergrund der demographischen Entwicklung große 

Bedeutung. DGB und BDA sind der Auffassung, dass es zur weiteren Förderung 

betrieblicher Gesundheitspolitik grundsätzlich keiner neuen gesetzlichen Regelungen bedarf.  

 



1. Integrierter Arbeitsschutz 
 

Die betriebliche Umsetzung der Vorgaben des Arbeitsschutzgesetzes bietet Chancen für die 

Mitarbeiterentwicklung bzw. die Entwicklung von Leistungsvermögen und 

Verantwortungsbewusstsein, die genutzt werden sollten. BDA und DGB befürworten daher 

einen integrierten Arbeitsschutz. DGB und BDA fordern die Unternehmen auf, das 

Arbeitsschutzgesetz mit Leben zu füllen. Dies erfordert die aktive Mithilfe der Arbeitgeber, 

Führungskräfte und Vorgesetzten einerseits und aller Beschäftigten andererseits. Die 

Einführung von Arbeitsschutzmanagementsystemen kann dabei hilfreich sein, muss aber 

freiwillig und ohne Zertifizierungszwang bleiben. 

 

2. Praxisgerechte Instrumente und Beratung 
 

Es fehlt im Bereich des Arbeits- und Gesundheitsschutzes nicht an gesetzlichen Regelungen 

und gesicherten Erkenntnissen. Verbesserungsbedarf besteht hinsichtlich der effizienten 

Anwendung gesicherter Erkenntnisse. Dringlichste Aufgabe für die Arbeits- und 

Gesundheitsschutzakteure ist es daher, praxistaugliche und einsichtige Handlungshilfen zu 

entwickeln, die insbesondere die kleinen und mittleren Unternehmen mit angemessenem 

Aufwand in die Lage versetzen, erfolgreiche betriebliche Gesundheitspolitik zu betreiben. 

Das Erfahrungswissen im Betrieb, einschließlich des Wissens der Arbeitnehmer, ist in die 

Gestaltung der Arbeit einzubeziehen. 

 

3. Gemeinsame Initiativen 
 

BDA und DGB unterstützen die Initiative Neue Qualität der Arbeit (INQA) und das Deutsche 

Netzwerk für Betriebliche Gesundheitsförderung. Hauptziel dieser Initiativen muss es sein, 

praktikable und effektive Handlungsanleitungen, insbesondere für kleine und mittlere 

Unternehmen, im Bereich des Arbeitsschutzes und der betrieblichen Gesundheitsförderung 

weiter zu verbreiten. Damit können auch vorhandene außerbetriebliche Kapazitäten besser 

genutzt werden. 

 

4. Überbetriebliche Akteure 
 

Gleichermaßen sind auch die gewerblichen Berufsgenossenschaften im Rahmen ihrer 

Funktionen für die Betriebe gefordert. Neben einer am Bedarf der Betriebe ausgerichteten 

Beratung der Betriebe durch die Berufsgenossenschaften ist eine zeitgemäße Ausgestaltung 

des dualen Systems erforderlich. Berufsgenossenschaften und Gewerbeaufsicht sollten zu 



einer sachgerechten Arbeitsteilung finden, die dazu führt, den Vollzug des technischen, 

medizinischen und sozialen Arbeitsschutzes in allen wirtschaftlichen Bereichen zu 

gewährleisten. Damit können auch doppelte Investitionen und Belastungen vermieden 

werden.  

 

5. Erfahrungsaustausch 

 

Auch mit der Schaffung von inner- und außerbetrieblichen sowie regionalen oder 

branchenbezogenen Plattformen und Netzwerken zum Erfahrungsaustausch kann die 

betriebliche Gesundheitspolitik aus Sicht des DGB und der BDA weiter voran gebracht 

werden. Verbesserte Kommunikation und Information führen zur schnelleren Lösung von 

Problemen und fördern den kontinuierlichen Verbesserungsprozess. 

 

6. Ausbau der Prävention 
 

Bei Prävention und Gesundheitsförderung handelt es sich um eine gesamtgesellschaftliche 

Aufgabe. Daher sind in diesem Bereich auch viele und sehr unterschiedliche Institutionen 

tätig. Zur Stärkung der Prävention und Gesundheitsförderung ist aus Sicht von BDA und 

DGB eine verbesserte Kooperation und Vernetzung der unterschiedlichen Akteure 

erforderlich.  

 

DGB und BDA sehen in ökonomischen Anreizsystemen ein geeignetes Mittel, betriebliche 

Gesundheitspolitik zu fördern. Die gesetzliche Kranken- und Unfallversicherung sollte die 

Möglichkeit stärker nutzen, wirksame Maßnahmen im Bereich der betrieblichen 

Gesundheitsförderung und des Arbeitsschutzes zu fördern (z.B. durch Bonusregelungen, 

Prämien). BDA und DGB sehen in dem geplanten Präventionsgesetz einen geeigneten 

gesetzlichen Rahmen, um derartige finanzielle Anreizsysteme – insbesondere in der 

gesetzlichen Krankenversicherung – auszubauen. 

 

 

BDA und DGB werden ihre Mitglieder über diese Empfehlung informieren und sie bitten, in 

diesem Sinne tätig zu werden. 

 

Berlin, 21. April 2004 


